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Der stationäre Bereich ist geprägt von einer hohen Krankenhaus- und Bettendichte vornehmlich in den Ballungs-
zentren, hohem Fachkräftemangel, teils unkoordiniertem Wettbewerb und zunehmenden wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten vieler Krankenhäuser. Hohe Vorhaltekosten, ineffektive Strukturen und ungünstige infrastruktu-
relle Rahmenbedingungen verschärfen diese Problematik. Zunehmende Insolvenzen im Krankenhaussektor sind 
zu verzeichnen und führen in der Folge zu einer unstrukturierten Marktbereinigung. Nicht zuletzt die bundesweit 
beachteten Demonstrationen – wie am 20.09.2023 mit Forderungen insbesondere nach einem Inflationsausgleich 
– zeigen die brisante wirtschaftliche Situation vieler Krankenhäuser. 

Notgedrungen ist die Krankenhauslandschaft im Umbruch. Nicht zuletzt durch politische Bestrebungen wird diese 
Entwicklung forciert. Das Ambulantisierungspotential ist hoch. Gerade kleine Häuser im ländlichen Raum haben 
es schwer, bei den ungünstigen Rahmenbedingungen zu überleben. 

Regionale Versorgungszentren  

Das Land Niedersachsen setzt für solche Häuser auf Regionale Gesundheitszentren. Regionale Gesundheitszen-
tren, so beschreibt es die Kassenärztliche Vereinigung Niedersachsen (KVN), sind eine Art „Zwitter“ zwischen 
kleinen Krankenhäusern und Arztpraxen. Die Regionalen Gesundheitszentren sollen Teil eines neugestalteten 
Krankenhaussystems in Niedersachsen sein. Eine Enquetekommission des Landtags hatte 2021 dazu Vorschläge 
vorgelegt und die Einrichtung solcher Gesundheitszentren empfohlen. Im Jahr 2022 wurde sodann das Nieder-
sächsische Krankenhausgesetz (NKHG) entsprechend reformiert, das in weiten Teilen am 01.01.2023 in Kraft ge-
treten ist. In einem Regionalen Gesundheitszentrum gemäß § 3 Nr. 12 NKHG werden verschiedene Komponenten 
der ambulanten und stationären gesundheitlichen Versorgung zentralisiert und stehen an einem Standort zur 
Verfügung. Patientinnen und Patienten können hier von einem Facharzt ambulant behandelt werden. Sofern es 
medizinisch notwendig ist, können Patientinnen und Patienten über Nacht bzw. für einige Tage stationär ver-
sorgt werden. Auch kleine Operationen könnten dort versorgt werden. Durch Erweiterung von Angeboten bei-
spielsweise im Bereich der Kurzzeitpflege, Physiotherapie oder Integration einer Sozialstation kann auf die Be-
darfe in bestimmten Regionen – etwa mit älterer Bevölkerung – individuell eingegangen werden. Das hängt im-
mer von den Gegebenheiten und den individuellen Standortfaktoren ab. Ziel soll es sein, maßgeschneiderte Lö-
sungen zu entwickeln. Mit den Regionalen Gesundheitszentren soll ein Angebot geschaffen werden, das die Pati-
entinnen und Patienten aus einer Hand sektorenübergreifend versorgt und damit Vorteile gegenüber einer rein 
stationären Versorgung bietet. Der Aufbau der Zentren wird vom Land gefördert.  

Dennoch regt sich örtlich auch Protest. Mitunter wollen viele Einwohner eine solche Klinik-Umwandlung nicht 
hinnehmen und bevorzugen den Erhalt oder eine große räumlich nahe Zentralklinik als Neubau. 

Ein an multiplen Erkrankungen leidender Antragsteller aus Norden hatte sich im einstweiligen Rechtsschutz ge-
gen den Beschluss des Aufsichtsrats der Trägergesellschaft Kliniken Aurich-Emden-Norden gewendet, die Ubbo-
Emmius-Klinik im ostfriesischen Norden in ein regionales Gesundheitszentrum mit einem ambulanten Notfallzent-
rum umzuwandeln. Das Verwaltungsgericht Oldenburg lehnte den Antrag mangels Antragsbefugnis mit Beschluss 
vom 12.06.2023 ab (Az. 7 B 1558/23). Eine einfachgesetzliche Grundlage für den geltend gemachten Anspruch 
sei nicht ersichtlich. Die einschlägigen Normen des Krankenhausfinanzierungsgesetzes und des Niedersächsischen 
Krankenhausgesetzes dienten allein dem öffentlichen Interesse an einer bedarfsgerechten Versorgung der 
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Bevölkerung mit leistungsfähigen Krankenhäusern, nicht aber dem Schutz der einzelnen Bürger als mögliche Pati-
enten. 

Fazit 

Die aktuellen Diskussionen und gerichtlichen Auseinandersetzungen zeigen, dass nicht nur politische Hürden zu 
überwinden sind und die Akzeptanz der örtlichen Bevölkerung zu gewinnen ist. Es sind gerade bei der Umorgani-
sation und Umgestaltung mit Ambulantisierungsvariante viele rechtliche Fragen zu klären, gesellschaftsrechtlich, 
verwaltungs-/kommunalrechtlich, krankenhausrechtlich, vertragsarztrechtlich, arbeitsrechtlich etc. Aus unserer 
täglichen Beratungspraxis haben wir die Erfahrung in entsprechenden Projekten gesammelt, dass eine frühzei-
tige und umfassende rechtliche Planung essentiell für eine erfolgreiche Umsetzung einer entsprechenden Um-
strukturierung ist.  
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BSG senkt Hürden stationärer Vergütung bei Notfallbehandlung 

 

    Christiane Brockerhoff 
   Rechtsanwältin 
   Tel.: +49 221 97357-151 
   christiane.brockerhoff@bdolegal.de 

 

Über die strengen Voraussetzungen, die das Bundessozialgericht (BSG) in Fällen der Notfallbehandlung im Kran-
kenhaus an das Entstehen eines Vergütungsanspruchs wegen stationärer Krankenhausbehandlung aufstellt, hat-
ten wir zuletzt Anfang dieses Jahres berichtet (s. LEGAL NEWS GESUNDHEITSWIRTSCHAFT NR 1/2023).  

Anknüpfungspunkt vergütungsrechtlicher Auseinandersetzungen bei entsprechenden Behandlungsfällen ist das 
„Schockraum-Urteil“ des BSG vom 18.05.2021 (Az. B 1 KR 11/20). Darin entschied der 1. Senat des BSG, dass ein 
Krankenhaus nicht bereits deshalb zwingend stationär behandele, weil es den Patienten parallel zur Aufnahme-
untersuchung notfallmäßig versorgen müsse. Dies gelte auch dann, wenn von Beginn an kein ernsthafter Zweifel 
daran bestehen könne, dass der Patient überhaupt einer stationären Behandlung bedürfe. Die Aufnahmeuntersu-
chung, so das BSG, diene der Klärung, ob eine Aufnahme des Versicherten in das Krankenhaus erforderlich sei. 
Die hierzu vorgenommenen Untersuchungen begründeten nicht zwingend bereits selbst die Aufnahme in das 
Krankenhaus. Ergäbe sich nach der Aufnahmeuntersuchung, dass eine Verweisung des Versicherten an ein ande-
res Krankenhaus oder die ambulante Weiterbehandlung medizinisch erforderlich und ausreichend sei, liege keine 
stationäre Behandlung vor. Dies gelte auch in den Fällen, in denen ein Versicherter als Notfall mit einem Ret-
tungswagen durch einen Notarzt in ein Krankenhaus eingeliefert werde.  

An dieser Rechtsauffassung hält der 1. Senat zwar fest. Allerdings stellt er nunmehr weniger strenge Anforderun-
gen an das Vorliegen einer stationären Aufnahme, wie die Entscheidung des BSG vom 29.08.2023 (Az. B 1 KR 
15/22 R) zeigt (Anm.: bei Redaktionsschluss lag nur der Terminbericht vor. Die Veröffentlichung der Entschei-
dungsgründe steht noch aus). 

Der Fall  

Der bei der beklagten Krankenkasse Versicherte wurde am 05.07.2015 mit dem Rettungsdienst mit Verdacht auf 
Apoplex um 16:44 Uhr in die Aufnahme des von der Klägerin betriebenen Krankenhauses eingeliefert und ab 
16:45 Uhr als vollstationärer Notfall in der Stroke-Unit betreut. Nach diversen Untersuchungen, die nach der Ein-
lieferung des Patienten veranlasst worden waren, wurde schließlich die Diagnose eines akuten Hirninfarkts links 
Mediastromgebiet gestellt. Es zeigte sich in der CT Angiografie zusätzlich ein M1 Verschluss links mit Verdacht 
auf eine tumoröse Raumforderung in der Kieferhöhle rechts. Um 17:07 Uhr wurde die Lyse-Therapie eingeleitet 
und der Patient um 17:45 Uhr unter laufender Lyse zur kathetergestützten Thromboektomie in das Kreiskranken-
haus B verlegt. 

Die Klägerin legte ihrer an die Beklagte gerichteten Rechnung eine vollstationäre Behandlung des Versicherten 
zugrunde, und die Beklagte zahlte zunächst. In dem sodann von der Beklagten eingeleiteten Prüfverfahren kam 
der MDK zu dem Ergebnis, dass der Behandlungsfall als prästationärer Behandlung abzurechnen sei. Er begrün-
dete dies damit, dass der Behandlungsplan keinen Aufenthalt über einen Zeitraum von einem Tag und einer 
Nacht im Krankenhaus der Klägerin vorgesehen habe, der Versicherte auch nicht in den stationären Betrieb inte-
griert worden sei und die Behandlung insgesamt nur ca. 1 Stunde gedauert habe. Die Beklagte verrechnete daher 
die bereits beglichene Rechnung mit einem anderen, unstrittigen Behandlungsfall. Die Krankenhausträgerin 
klagte – schlussendlich mit Erfolg. 

https://www.bdolegal.de/de-de/insights/newsletter/legal-news_gs_januar_2023/tod-im-schockraum-%E2%80%93-vergutung-als-stationare-krankenhausbehandlung
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Die Entscheidung 

Anders als die beiden Vorinstanzen sah das BSG einen Vergütungsanspruch wegen stationärer Krankenhausbe-
handlung als gegeben an. Denn abweichend vom „Schockraum-Urteil“ lässt der 1. Senat nunmehr für eine kon-
kludente stationäre Aufnahme regelhaft und nicht nur in ganz besonderen Ausnahmefällen eine kurzzeitige Not-
fallbehandlung im erstangegangenen Krankenhaus bei zeitnaher Verlegung in ein anderes Krankenhaus ausrei-
chen. Voraussetzung hierfür sei allerdings, dass der Einsatz der besonderen Mittel im zunächst angegangenen 
Krankenhaus eine hohe Intensität aufweise. Eine stationäre Notfallbehandlung in diesem Krankenhaus liege 
schon dann vor, wenn die diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen den intensiven Einsatz von sächlichen 
und personellen Ressourcen erforderten, wie sie regelmäßig bei der Behandlung in einem Schockraum oder auf 
einer Schlaganfallstation zum Einsatz kommen. Die hohe Intensität könne sich schon aus dem Einsatz verschiede-
ner in ihrem engen zeitlichen und örtlichen Verbund nur stationär verfügbarer diagnostischer Maßnahmen erge-
ben, die ambulant nicht in gleicher Weise regelhaft verfügbar sein. Nach diesen Maßstäben sei im vorliegenden 
Fall mit der sofortigen Verbringung des Patienten auf die Stroke-Unit des Krankenhauses und der Einleitung der 
umfangreichen Untersuchungsmaßnahmen eine konkludente Aufnahme in die stationäre Behandlung erfolgt. Das 
sehr schnell die Notwendigkeit der Verlegung festgestanden habe und diese bereits 1 Stunde nach der Aufnahme 
erfolgt sei, sei unerheblich. 

Fazit 

Das Urteil des Bundessozialgerichts ist erfreulich. Denn jetzt kann das Vorliegen einer stationären Aufnahme – 
die Voraussetzung für den Vergütungsanspruch ist – auch bei einer nur kurzzeitigen Notfallbehandlung und zeit-
nahen Verlegung in ein anderes Krankenhaus nicht nur in Ausnahmefällen bejaht werden. Auch wenn dies zu-
künftig zu einer vermehrten Abrechnung stationärer Notfallbehandlungen führen wird, ist zu erwarten, dass die 
Krankenkassen entsprechende Abrechnungen kritisch beleuchten werden. 
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Digital-Gesetze auf den Weg gebracht – Paradigmenwechsel geplant  

 

    Annika Richter 
   Rechtsanwältin 
   Tel.: +49 221 97357-251 
   annika.richter@bdolegal.de 

 

Am 30.08.2023 hat das Bundeskabinett die Entwürfe eines „Gesetzes zur Beschleunigung der Digitalisierung im 
Gesundheitswesen (Digital-Gesetz – DigiG) sowie eines „Gesetzes zur verbesserten Nutzung von Gesundheitsda-
ten (Gesundheitsdatennutzungsgesetz – GDNG) beschlossen. Neben der Nutzung der Gesundheitsdaten für die 
Forschung und Versorgung nach dem Gesundheitsdatennutzungsgesetz sollen auch die elektronische Patienten-
akte (ePA) und das E-Rezept die Digitalisierung des Gesundheitswesens vorantreiben.  

Die elektronische Patientenakte  

Neu ist sie nicht – bereits seit Januar 2021 können gesetzlich Versicherte die ePA nutzen (§§ 341 Abs. 1 Satz 1, 
342 Abs. 1 SGB V) und dazu den digitalen Datenraum mit Dokumenten, Arztbriefen, Befunden befüllen. So kön-
nen sie und - wenn die Versicherten entsprechend zustimmen - die Behandler einsehen, welche Diagnosen be-
reits vorliegen, welche Untersuchungen vorgenommen wurden und auch welche Therapien bereits verordnet 
wurden. Die ePA hat damit das Potential, die Versorgung im Gesundheitswesen in Deutschland sicherer, einfa-
cherer und unkomplizierter zu machen.  

Dennoch wird die ePA bisher kaum genutzt. Bisher sollen nicht mal ein Prozent der gesetzlich Versicherten in 
Deutschland von dem Angebot Gebrauch machen. Gesundheitsminister Karl Lauterbach möchte das nun ändern 
und strebt eine Reform weg von der bisherigen Opt-In- hin zu Opt-Out-Lösung an. Diese Änderung darf sicher als 
Kernelement des Digital-Gesetzes bezeichnet werden. Bisher musste jeder gesetzlich Versicherte, der die ePA 
nutzen möchte, einen Antrag stellen und sich entsprechend freischalten lassen. Nach dem Referentenentwurf 
zum sogenannten Digitalgesetz sollen alle gesetzlich Versicherten bis Ende 2024 automatisch eine ePA erhalten. 
Wer das nicht möchte, muss der Nutzung der ePA aktiv widersprechen. Ziel ist, dass etwa 80 % der gesetzlich 
Versicherten in Deutschland ab Anfang 2025 über eine ePA verfügen. Abrufbar sollen die Daten über eine App 
sein.  

Nutzen soll die neue „ePA-für-alle“ nicht nur den Versicherten selbst, sondern auch der Forschung. Ziel sei es - 
so das BMG - über eine zentrale Zugangstelle Daten aus unterschiedlichen Quellen zu verknüpfen. In Bezug auf 
die ePA kommt auch hier ein Opt-Out-Verfahren zum Einsatz. Alle Versicherten müssen damit der sogenannten 
„Datenspende“ widersprechen, wenn sie damit nicht einverstanden sind.  

Das E-Rezept 

Darüber hinaus soll auch das E-Rezept verbindlicher Standard werden. So jedenfalls sieht es das Digital-Gesetz 
vor. Patienten ist es damit möglich, Rezepte direkt über die ePA-App oder über die Gesundheitskarte einzulösen. 
Nur so sei der Schritt zu einem digitalen Gesundheitswesen in Deutschland möglich. Ab 01.01.2024 soll es für 
Vertragsärztinnen und -ärzte daher verpflichtend sein, verschreibungspflichtige Arzneimittel in Form von E-Re-
zepten auszustellen. Dabei sollen die E-Rezepte mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen wer-
den, so dass sichergestellt werden kann, wer die Rezepte ausgestellt hat und dass der Inhalt der Rezepte nicht 
verändert wurde. Darüber hinaus sollen nur die Arztpraxis und die Apotheke Einsicht in das Rezept haben. 100 
Tage nach dem Einlösen des Rezepts oder auf Initiative des Versicherten werden die Daten außerdem gelöscht. 
Damit soll die Sicherheit der Daten der Versicherten gewährleistet werden.  

Reform im Spannungsfeld zwischen Gesundheits- und Datenschutz 

Dass vor allem die geplante „Widerspruchslösung“ Kritiker auf den Plan ruft, verwundert nicht. Immerhin han-
delt es sich hierbei nicht nur um einen rechtserheblichen Systemwechsel, vielmehr soll ein Paradigmenwechsel 
vollzogen werden. Hinzu kommt, dass die Opt-Out-ePA nicht nur einfachgesetzlichen Anforderungen (zB ärztli-
che Schweigepflicht) genügen muss. Vielmehr sind vor allem auch verfassungsrechtliche und EU-datenschutz-
rechtliche Voraussetzungen zu erfüllen. Dabei zeigt sich, dass ein Spagat zu leisten sein wird zwischen einem 
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effektiven Gesundheitsschutz einerseits und wirkungsvollem Datenschutz andererseits. Denn die Patienten sollen 
durch die geplanten Digital-Gesetze eine bessere Versorgung erhalten und sich gleichzeitig auf einen sicheren 
Umgang mit ihren Daten verlassen können, die auch zu Forschungszwecken weiterverwendet werden sollen. 

Fazit 

Nachdem die aktuellen gesetzlichen Regelungen zu keinem nachhaltigen Erfolg in Sachen ePA geführt haben, 
sollen die geplante Neuausrichtung der ePA und das in wenigen Monaten verpflichtende E-Rezept ihren Beitrag 
zum Aufbau einer – wie es das BMG formuliert – der modernsten medizinischen Digitalinfrastrukturen in Europa 
leisten. Bis dahin ist es noch ein weiter Weg, denn laut Digital-Health-Index belegt Deutschland den vorletzten 
Platz unter 17 untersuchten EU- und OECD-Ländern. Weiterer Baustein der vom BMG mit den Digital-Gesetzen 
gestarteten „Aufholjagd“ soll ein Medizinforschungsgesetz sein, das der umfassenden Beschleunigung Klinischer 
Studien dient und das noch in diesem Jahr vorgelegt werden soll. 
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